 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/3100223/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Richter_A in der Beschwerdesache
Beschwerdefiihrer, Anschrift_A, iber die Beschwerde vom 13. September 2018 gegen den
Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom 12. September 2018 betreffend Einkommensteuer
fir das Jahr 2013, Steuernummer Zahl_1, zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemafs § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen. Der angefochtene
Bescheid bleibt unverandert.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

1.) Verfahrensgang:

Das Finanzamt_A, nunmehr Finanzamt Osterreich, erlieR - nach bescheidmaRiger
Wiederaufnahme des Verfahrens — einen neuen Einkommensteuerbescheid fur das Jahr 2013
(mit Ausfertigungsdatum 12. September 2018), in welchem erstmals Einkiinfte aus Kapitalver-
mogen, auf die der besondere Steuersatz von 25% nicht anwendbar ist, zum Ansatz gebracht
wurden. Laut Begriindung seien die Einkilinfte aus Kapitalvermégen laut Abrechnung der
Unternehmen_A angesetzt worden.

Die hiergegen elektronisch eingebrachte Beschwerde vom 13. September 2018 begriindete der
Beschwerdefiihrer damit, am Gericht_A habe die Verhandlung zum Fall Unternehmen_A
wegen Verdacht des schweren Betrugs stattgefunden. Der Geschaftsflihrer der Gesellschaft
Person_A sei dabei zu einer unbedingten mehrjahrigen Haftstrafe verurteilt worden, da ihm
nachgewiesen worden sei, dass er Scheinabrechnungen vorsatzlich angefertigt habe, um seine
Kunden nicht zu verlieren bzw. zu weiteren Projektinvestitionen zu tiberreden. An den
Beschwerdefiihrer seien keine Auszahlungen getétigt worden, da er sich zu einer weiteren
Investition Gberreden habe lassen. Der Abgabenbehdrde wiirden daher Scheinabrechnungen
vorliegen, die hohe Renditen aufweisen wiirden — das betreffe ebenso die Mutter des
Beschwerdefiihrers Mutter_A sowie den 2016 verstorbenen Vater_A.
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Das Finanzamt Osterreich wies die Beschwerde mit Beschwerdevorentscheidung vom 22. Jan-
ner 2021 als unbegriindet ab und fiihrte in der handischen Bescheidbegriindung vom 25. Jan-
ner 2021 hierzu ua. aus, aus dem Gerichtsurteil des Gerichtes_B vom 10. September 2018
ergebe sich, dass Auszahlungen an Investoren im Herbst 2013 betreffend die Projekte
»Projekt_A“ und ,Projekt_D“ in Hohe von Betrag_14,00 € bzw. Betrag_15 €, im Herbst 2014
betreffend dem Projekt ,,Projekt_E“ in HOhe von Betrag_16 €, im September/Oktober 2014
betreffend dem Projekt ,Projekt_F“in Hohe von Betrag_17,00 € sowie Betrag_18,00 €,
zwischen 15. Oktober 2013 und 1. Marz 2016 betreffend dem Projekt ,,Projekt _B“ in HOhe von
Betrag 13,00 € sowie am 30. September 2015 betreffend dem Projekt G in Hohe von
Betrag_19,00 € erfolgt seien. Die Leistungsfahigkeit und Leistungsbereitschaft der
Unternehmen_A sei daher bis zum 30. September 2015 jedenfalls vorhanden gewesen. Die
Rendite des Beschwerdefiihrers aus der Veranlagung betreffend Investment ,Projekt_A“
(Beteiligung im Betrag von Betrag_1,00 €) habe fiir den Zeitraum 2012 bis 2013 den Betrag von
Betrag_3,00 € betragen (laut Abrechnung vom 25. September 2013). Der Beschwerdefiihrer
habe daher lber ein Guthaben in Hohe von Betrag_2,00 € verfligt. Der Zufluss iSd § 19 EStG sei
durch die Verfligung der Wiederveranlagung (Reinvestition in das Projekt , Projekt_B*) erfolgt.

Mit Schreiben vom 16. Februar 2021 beantragte der Beschwerdefiihrer die Vorlage der Be-
schwerde an das Bundesfinanzgericht und flhrte hierin ergdnzend aus, er ersuche wegen des
groRen Verlustes, den er durch die damalige Anlage bei einem Immobilienbiro erlitten habe,
von den Steuern aus Einklinften von Kapitalvermoégen abzusehen. Er hatte sich auf die Aus-
kunft des damaligen Anlageberaters verlassen, dass die Steuern erst bei Auszahlung des Ver-
mogens fallig seien. Erst als er eine grolRere Summe der Anteile fir die Zahlung einer Wohnung
gebraucht hatte und der sogenannte Berater ihn immer wieder auf ein paar Monate spater
vertrostet habe, sei der ganze Schwindel aufgefallen. Nun seien auf ihn auch noch Rechtsan-
waltskosten dazu gekommen. Eine einmalige Auszahlung habe er nach einem Gerichtsverfah-

ren mit dem Masseverwalter wieder zuriickzahlen mussen.

2.) Sachverhalt:
2.1.) Der Beschwerdefiihrer investierte bei der Firma Unternehmen_A, Ort_A, in zwei
Bauprojekte in Form partiarischer Darlehen wie folgt:

2.1.a) Projekt ,Projekt_A":

Wie auch andere Investoren (siehe Urteil des Gerichtes_B vom 10. September 2018, GZ_A)
gewdhrte der Beschwerdefiihrer der Unternehmen_A im Jahr 2012 zur Finanzierung des
Bautragerprojekts ,,Projekt_A“ ein paritarisches Darlehen um einen Betrag von Betrag_1,00 €
(dies entsprach 2 Anteilen).

Obwohl das Projekt in Folge nicht realisiert und die versprochenen Renditen nicht erwirtschaf-
tet wurden (siehe Urteil des Gerichtes_B vom 10. September 2018, GZ_A), teilte die
Unternehmen_A im Schreiben , Abrechnung” vom 25. September 2013 dem Beschwerdefiihrer
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die aus dem Projekt ,Projekt_A“ resultierende Rendite mit einem Betrag von Betrag_3,00 €
(Gesamterlds sohin in Hohe von Betrag_2,00 €) mit. Des Weiteren wies die Gesellschaft den
Beschwerdefiihrer hierauf hin, dass ,,Gewinne grundsatzlich steuerpflichtig sind und in der
Steuererklarung anzugeben sind.” Ergdnzend wurde angeflihrt: ,Wir freuen uns, dass Sie sich
entschieden haben, den Erlds direkt in unser laufendes Bauprojekt zu investieren.”

Mutter_A und Vater, die Eltern des Beschwerdefiihrers, hatten ebenso in das Projekt
»Projekt_A“ investiert (4 Anteile); mit Abrechnung vom 2. Dezember 2013 teilte die
Gesellschaft dem Beschwerdefiihrer und seinen Eltern ihren aus diesem Projekt erzielten
Gesamterlos (fir 6 Anteile) in HOhe von Betrag_7,00 € (einschlieRlich einer Rendite in Hohe
von Betrag_10,00 €) mit.

Die Unternehmen_A bot nicht nur der Familie Beschwerdefiihrer, sondern auch den weiteren
Investoren des Projektes ,,Projekt_A“ eine ,,Umtauschaktion” (ua. auf das Projekt ,,Projekt_B“)
an, welche vom GroRteil der Investoren in Anspruch genommen wurde; tatsachlich wurde an
die Investoren des Projektes , Projekt_A“ ein Gesamtbetrag von Betrag_14,00 € ausbezahlt
(siehe Urteil des Landesgerichtes vom 10. September 2018, GZ_A, Seite 30).

2.1.b) Projekt ,Projekt_B“:

Mit Investorenauftrag vom 2. Dezember 2013 stellte der Beschwerdefiihrer mit seinen Eltern
der Unternehmen_A zur Finanzierung des Bautrdgerprojekts ,Projekt_B“ neuerlich ein
partiarisches Darlehen mit Gewinnbeteiligung in Hohe von Betrag_4,00 € (entsprach neun
Anteilen; 7x zu je Betrag_5,00 € und 2x zu je Betrag_6,00 €) zur Verfligung.

Die Finanzierung der Anteilsankaufe erfolgte zum einen mit Geldzahlungen (im Gesamtbetrag
von Betrag_8,00 € fiir zwei Anteile) sowie zum anderen mit der ,,Umtauschaktion
Immobilienanteile” vom 1. Oktober 2013, mit welcher sieben Anteile (zu je Betrag_5,00 €,
sohin im Gesamtbetrag von Betrag_9,00 €) vom Beschwerdefiihrer und seinen Eltern durch
Reinvestition der aus obigem Projekt ,,Projekt_A“ zugesagten Erlose erworben wurden; der
Erlosiiberling aus dem Projekt ,,Projekt_A“ in Hohe von Betrag_11,00 € wurde von der
Gesellschaft am 5. April 2014 an den Beschwerdefiihrer bzw. seinen Eltern ausbezahlt (siehe
Umsatzibersicht der Bank_A).

Die Unternehmen_A bot mit Schreiben vom 23. Juli 2018 dem Beschwerdefiihrer und seiner
Mutter Mutter_A eine Zahlung von zehn Prozent des investierten Kapitals an; im Gegenzug
verpflichteten sich diese, keine Auszahlungsanspriiche aus dem bestehenden
Investorenvertrag bis zum 31. Dezember 2020 zu tatigen. In Folge dessen Gberwies die
Gesellschaft am 19. September 2018 einen Betrag von Betrag:13,00 €. Nachdem (iber die
Unternehmen_A am 14. Janner 2019 der Konkurs eréffnet wurde (Insolvenzedikt des
Gerichtes_B zu AZ_1), musste nach gerichtlichem Vergleich hiervon an den Masseverwalter der
Gesellschaft der Betrag von Betrag_12,00 € (zuriick)liberwiesen werden (siehe Kontoauszug
der Bank_B vom 1. Mai 2020 sowie den vorgelegten E-Mail-Schriftverkehr).
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2.2.) Das Gericht_A befand mit Urteil vom 10. September 2018, GZ_A, Person_A als
Geschaftsfuhrer der Unternehmen_A nicht rechtskraftig fiir schuldig, im Zeitraum vom 1. Juli
2013 bis 30. April 2015 das Verbrechen des schweren gewerbsmafigen Betruges nach §§ 146,
147 Abs. 3, 148 2.Fall StGB begangen zu haben. Person_A habe als Geschaftsfiihrer ,,im
Zeitraum vom 1. Juli 2013 bis 30. April 2015 in Ort_B und anderen Orten mit dem Vorsatz, sich
und die von ihm vertretenen Gesellschaften unrechtmaRig zu bereichern sowie in der Absicht,
sich durch die wiederkehrende Begehung von schweren Betriligereien langere Zeit hindurch ein
nicht bloB geringfligiges Einkommen zu verschaffen,” ua. den Beschwerdefiihrer (sowie
weitere Geschadigte) ,durch Tauschung Uber Tatsachen, namlich durch die durch fiktive, ohne
wirtschaftliche Grundlage erfolgte Abrechnungen gestiitzte Vorgabe, friihere von der
Unternehmen_A durchgefiihrte Projekte (insbesondere , Projekt_C“, , Projekt_A“ und
»,Projekt_D*) seien mit erheblichen Gewinnen realisiert worden, die Darlehen wiirden fir die
jeweiligen Immobilienprojekte verwendet, eine Beteiligung an Verlusten erfolge nicht und sie
erhielten jedenfalls die Nominale der ,partiarischen Darlehen” zuriickbezahlt, wobei ,der
Investitionsbetrag nach Erreichen des vollen Investitionsvolumens grundblicherlich
(Bauliegenschaft) sichergestellt” werde, zu Handlungen, namlich der Gewahrung von
»partiarischen” Darlehen” verleitet,” welche den Beschwerdefiihrer in Hohe von Betrag_ 6,00 €
(Projekt ,Projekt_B“) geschadigt hatten. Person_A wurde vom Gericht zu einer Freiheitsstrafe
sowie zur Zahlung der Schadenersatzbetrage ua. an den Beschwerdefiihrer in Hohe von
Betrag_ 6,00 € verurteilt.

Das Gericht_A stellte im Urteil vom 10. September 2018, GZ_A, ua. ausdrticklich fest wie folgt:
»Hinsichtlich der — gleichwohl unter Téuschung von Tatsachen — erfolgten Verleitung zum Rein-
vestment bereits friiher liberwiesener Betrdge war einerseits der Schaden der Geschdédigten be-
reits damit eingetreten, andererseits wdre eine Riickzahlung angesichts der finanziellen Lage
der” Gesellschaft ,,auch gar nicht méglich gewesen. Soweit den Investoren im Tatzeitraum (auf
inkriminierte Darlehen) Teilbetrdge zuriickgezahlt wurden, handelt es sich unzweifelhaft (blof3)
um teilweise Schadensgutmachung.” ... Der Angeklagte hat ,,ungeachtet der vereinzelt erfolg-
ten vollstéindigen Riickzahlungen (teils samt fiktiver Rendite) jeweils Betrug verwirklicht und
ebenfalls nur Schadensgutmachung geleistet. Bei der gegebenen Sachlage, némlich Riickzah-
lung von erschlichenen Darlehen mit aus weiteren betriigerisch erlangten Darlehen stammen-
den und malversiv erlangten Mitteln, scheidet auch ein Greifen des Strafaufhebungsgrundes
der titigen Reue nach § 167 StGB von vornherein aus.” (siehe Urteil des Gerichtes_B, GZ_A,
Seiten 61f).

Dem Urteil des Gerichtes_B vom 10. September 2018, GZ_A, ist ua. zu den einzelnen Projekte
der Unternehmen_A weiters zu entnehmen wie folgt:

a) Projekt ,,Projekt_C“ (Abrechnung Mai 2012):

,Tatsédchlich an die Investoren ausbezahlt wurde bei Einzahlungen auf das ,,Immobilienkonto”
der Unternehmen_A von EUR Betrag_20,- lediglich ein Betrag von EUR Betrag_21,-. Die (ibrigen
eingezahlten Betrdge samt Rendite laut Abrechnungen wurden von den Investoren auf
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Grundlage der Umtauschangebote in spdtere Projekte (vor allem , Projekt_A“) reinvestiert"
(Seiten 28f).

b) Projekt ,,Projekt_A“ (Abrechnung Herbst 2013):

,Die Akquise von Investoren mit der Angabe einer beabsichtigten ,,Verwirklichung bis Ende
2013“ erbrachte zwischen 25.04.2012 (somit bereits vor Abschluss des schriftlichen Vorvertra-
ges) und 06.02.2013 Zahlungen in Héhe von insgesamt EUR Betrag_24,-, welche auf dem ,,Im-
mobilienkonto” der Unternehmen_A einlangten ... Das Projekt wurde in weiterer Folge nicht
realisiert, mit Schreiben vom 17.06.2014 teilte die Verkduferin mit, dass der Vorvertrag fiir sie
nunmehr endgliltig gegenstandslos sei, weil sie ,seit einem drei Viertel Jahr” nichts mehr von
der Unternehmen_A gehért habe und Bitten um Riickrufe ignoriert worden seien ...
Unabhdingig davon waren der Unternehmen_A naturgemdf$ auch aus diesem Projekt Kosten
erwachsen, wobei alleine fiir Provisionen an Vermittler EUR Betrag_25 bezahlt wurden (AS 69 in
ON 11) und Zahlungsausgdnge vom ,,Immobilienkonto” der Unternehmen_A in H6he von knapp
EUR Betrag_26,- erfolgten (AS 483 ff in ON 16). Demgegeniiber wurden keinerlei ErlGse erzielt.
Trotzdem wurde dieses Projekt bereits im Herbst 2013 gegeniiber den Investoren abgerechnet,
somit erneut vor dem in den , Investorenauftréigen” genannten Termin (Ende 2013) und ohne
dass die dort vereinbarte Voraussetzung (2 Monate nach Verkauf der letzten Wohnung und Ein-
gang des letzten Kaufpreises) erfiillt war, sodass auch diese Abrechnung nur als fiktiv bezeich-
net werden kann. Den Investoren wurden dabei liberaus unterschiedliche Renditen zwischen

10 % und 22,56 % zugestanden (AS 67 in ON 11, vgl. AS 587 ffin ON 12). Unter einem wurde
wieder eine ,,Umtauschaktion” (auf das Projekt , Projekt_B“ bzw. ,Projekt_F“) angeboten, die
vom GrofSteil der Investoren in Anspruch genommen wurde; tatsdchlich an die Investoren
ausbezahlt wurde ein Betrag von insgesamt EUR Betrag_14,-“ (Seiten 29f).

c) Projekt ,,Projekt_D“ (Abrechnung Herbst 2013):

,Gegeniiber den Investoren wurde nach etwa 12-monatiger Laufzeit eine Rendite von 8 % aus-
gewiesen und gleichzeitig eine Umtauschaktion in die Projekte ,,Projekt_E“ und , Projekt B“
angeboten, welche auch von zahlreichen Investoren in Anspruch genommen wurde (AS 937 ff in
ON 12, AS 83 in ON 11). Demgegeniiber wurde an die Investoren ein Betrag von insgesamt EUR
Betrag_15 tatsdchlich ausgeschiittet” (Seite 32).

d) Projekt ,Projekt E“ (Abrechnung Herbst 2014):

»In den jeweiligen Abrechnungen wurde eine - rein fiktive - Rendite von (durchschnittlich) 8,7 %
angefiihrt, gleichzeitig wurde wie gehabt eine ,,Umtauschaktion” (zu den Projekten , Projekt_B“
und auch ,,Projekt_G*“) angeboten und von zahlreichen Investoren auch angenommen.
Tatsdchlich an die Investoren ausbezahlt wurde ein Betrag von EUR Betrag_16“ (Seite 33).

e) Projekt ,,Projekt_F“ (Abrechnung September und Oktober 2014):

.. wiederum Abrechnungen gegentiiber den Investoren erstellt, in denen eine Rendite von 4 %
ausgewiesen wurde. Gleichzeitig wurde erneut eine ,Umtauschaktion” (fiir die Projekte
,Projekt_B“und ,Projekt_G“ AS 267 in ON 13) angeboten. An die Investoren ausgeschiittet
wurde insgesamt ein Betrag von EUR Betrag_17“ (Seite 35). An Person_Y wurde am

20. Oktober 2014 eine erste Teilzahlung von Betrag_18,00 € geleistet (Seite 37).
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f) Projekt ,,Projekt_B“:

,Ungeachtet dessen wurde an mehrere Investoren zwischen 15.10.2013 (!) und 01.03.2016 ein
Betrag von insgesamt EUR Betrag_13,--, welcher nicht durch das Projekt erwirtschaftet wurde,
unter dem Titel ,Projekt_B“ iiberwiesen” (Seite 39).

g) Projekt ,,Projekt_G“:

»Im Zeitraum zwischen 04.07.2014 und 30.04.2015 zahlten Investoren fiir dieses Projekt einen
Gesamtbetrag von EUR Betrag_22,-- auf das ,,Immobilienkonto” der Unternehmen_A ein,
demgegeniiber wurde dem Investor Person_X am 30.09.2015 ein Betrag von EUR Betrag_19,-
ausbezahlt” (Seite 40).

»Auch wenn der Angeklagte im Zuge der ersten drei Projekte - welche zeitnah und teils zeit-
gleich projektiert wurden, ndmlich , Projekt_C” , Projekt_A“und ,Projekt_D“
(Zahlungseingénge auf dem ,,Immobilienkonto” der Unternehmen_A vom 08.09.2011 bis zum
07.05.2013) und wéhrenddessen auch das Projekt ,Projekt_C“ gegeniiber den Investoren
(fiktiv) abgerechnet wurde - zum Zeitpunkt des Abschlusses der ,,Investorenauftrége” durchaus
darauf vertraute, dass diese Projekte jeweils verwirklicht und die gegebenen Zusagen auch
eingehalten werden kénnen, und er dabei die Investoren nicht vorsdtzlich getduscht hat, war
dem Angeklagten spdtestens ab dem 01.07.2013 klar, dass er seine - teils von gutglédubigen
Vermittlern in seinem Auftrag gegebenen und somit ihm sd@mtlich zuzurechnenden - Zusagen
keinesfalls mehr einhalten kann.

In dem im Schuldspruch angefiihrten Tatzeitraum verfiigte der Angeklagte als Geschdiftsfiihrer
der Unternehmen_A nicht iiber die notwendigen finanziellen Mittel, um einerseits die
geplanten Projekte zeitgerecht umsetzen und andererseits den jeweiligen Investoren ihr
eingesetztes Kapital vereinbarungsgemdfS zuriickzahlen zu kénnen. Ab dem 01.07.2013
rechnete der Angeklagte damit und nahm er es bewusst in Kauf, dass friihere von der
Unternehmen_A durchgefiihrte Projekte (insbesondere , Projekt_C* , Projekt_A“ und
,Projekt_D*) mit erheblichen Verlusten einhergingen und daher die von den Investoren
gewdhrten Darlehen projektiibergreifend verwendet werden mussten, um die weitere Umset-
zung von (gegentliber den Investoren bereits als abgeschlossen deklarierten) Projekten zu er-
mdglichen, Riickzahlungsforderungen von Investoren bedienen zu kénnen und den laufenden
Geschidftsbetrieb zu gewdhrleisten”. ,,Der Angeklagte als Geschdiftsfiihrer der Unternehmen_A
hielt es in dem im Schuldspruch angefiihrten Tatzeitraum - unabhédngig vom konkreten Projekt -
ernstlich flir méglich und fand sich damit ab, dass er die im Schuldspruch angefiihrten
Geschddigten iiber Tatsachen, ndmlich durch die durch fiktive, ohne wirtschaftliche Grundlage
erfolgte Abrechnung gestiitzte Vorgabe friihere von der Unternehmen_A durchgefiihrte
Projekte (insbesondere ,Projekt_C“ ,Projekt_A“und , Projekt_D*) seien mit erheblichen
Gewinnen realisiert worden, die Darlehen wiirden fiir die jeweiligen Immobilienprojekte
verwendet, eine Beteiligung an Verlusten erfolge nicht und sie erhielten jedenfalls die Nominale
der ,partiarischen Darlehen” zuriickbezahlt, wobei der Investitionsbetrag nach Erreichen des
vollen Investitionsvolumens grundblicherlich (Bauliegenschaft) sichergestellt werde, téuscht
und diese dadurch zu Handlungen, nédmlich der Gewdhrung von (weiteren) ,,partiarischen”
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Darlehen in der im Schuldspruch angefiihrten Héhe von insgesamt EUR Betrag_23,-, verleitet”
(Seiten 49f).

2.3.) Der Oberste Gerichtshof (OGH) wies die Nichtigkeitsbeschwerde des Person_A mit
Beschluss vom 10. Juli 2019, GZ_B, zuriick; das Oberlandesgericht_A bestatigte mit Urteil vom
19. November 2019, GZ_C, ua. den Schuldspruch (unter Anhebung der Freiheitsstrafe des
Person_A).

3.) Beweiswiirdigung:
Der streitwesentliche Sachverhalt ergibt sich aus der vorliegenden unstrittigen Aktenlage,
insbesondere aus den oben ndher bezeichneten Unterlagen.

4.) Rechtslage:

Einkiinfte aus Kapitalvermégen sind gemaR § 27 Abs. 1 EStG 1988 ua. Einkiinfte aus der Uber-
lassung von Kapital (Abs. 2), soweit sie nicht zu den Einkiinften im Sinne des § 2 Abs. 37 1 bis 4
EStG gehdéren. Zu den Einkiinften aus der Uberlassung von Kapital gehéren nach § 27 Abs. 2 Z 2
EStG 1988 Zinsen und andere Ertragnisse aus Kapitalforderungen jeder Art, beispielsweise aus
Darlehen, Anleihen, Hypotheken, Einlagen, Guthaben bei Kreditinstituten und aus Erganzungs-
kapital im Sinne des VAG 2016, ausgenommen Stiickzinsen.

Einklinfte aus Kapitalvermogen unterliegen nach § 27a Abs. 1 EStG im Fall von Geldeinlagen
und nicht verbrieften sonstigen Geldforderungen bei Kreditinstituten einem besonderen
Steuersatz von 25%; dies gilt nach Abs. 2 leg.cit. ua. nicht flr Einkiinfte aus Darlehen und nicht
verbrieften sonstigen Geldforderungen, denen kein Bankgeschaft zu Grunde liegt (es findet die
Tarifbesteuerung Anwendung).

Nach § 15 Abs. 1 EStG 1988 liegen Einnahmen vor, wenn dem Steuerpflichtigen Geld oder
geldwerte Vorteile im Rahmen der Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 4 bis 7 EStG zuflieRen.

Gemal § 19 Abs. 1 EStG 1988 sind Einnahmen in jenem Kalenderjahr bezogen, in dem sie dem

Steuerpflichtigen zugeflossen sind.

Ein Zufluss muss sich wirtschaftlich in einer Vermehrung des Vermdgens des Steuerpflichtigen
niederschlagen (VWGH 8.9.1992, 88/14/0076). Zugeflossen (,bezogen”, Abs. 1 Satz 1) ist eine
Einnahme, sobald der Empfanger tber sie ,tatsachlich und rechtlich” (VwWGH 29.4.2010,
2007/15/0293) bzw. ,rechtlich und wirtschaftlich” (VwGH 19.6.2002, 98/15/0142) verfiigen
kann. Der Zufluss wirkt sich also wirtschaftlich in einer Vermehrung des Vermogens des Steuer-
pflichtigen aus (VWGH 7.7.2011, 2007/15/0156); die Einnahme muss tatsachlich in das Vermo-
gen des Steuerpflichtigen Gbergegangen sein, der Steuerpflichtige muss liber die Einnahme
Jfrei verfigen” konnen (VWGH 29.1.2014, 2009/13/0209). Ein Betrag ist auch dann zugeflos-
sen, wenn er dem Steuerpflichtigen bloR gutgeschrieben wurde, vorausgesetzt, dass er (iber
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den Betrag rechtlich und wirtschaftlich verfiigen kann (VWGH 26.9.2000, 99/13/0193). Ein Zu-
fluss liegt weiters vor, wenn ein Betrag einer im Voraus bestimmten Verwendung des Empfan-
gers zugeflihrt wird. Schliefllich geniigt es, wenn die Verwirklichung des Anspruchs zumindest
derart nahe geriickt und gesichert ist, dass dies wirtschaftlich dem tatsachlichen Eingang der
Leistung gleichgestellt werden kann (VWGH 17.1.1995, 94/14/0140; VfGH 16.10.67, B 162/67,
»ausdehnende Auslegung®). Eigentumsilibergang nach birgerlichem Recht ist nicht erforderlich
(VWGH 22.7.2015, 2011/13/0067; VWGH 22.7.2015, 2011/13/0139; VWGH 12.12.1978,
2090/78), wohl aber eine objektive und tatsachliche Verfugungsmacht (eines in Geld ausdrick-
baren Vorteils und nicht nur einer steuerlich unerheblichen Chance; VwGH 29.4.2010,
2007/15/0293; Jakom/Peyerl, EStG, 2021, § 19 Rz 7f).

Kapitalertrage im Rahmen der Einklinfte aus Kapitalvermogen werden im Zeitpunkt des Zuflus-
ses erfasst (VWGH 10.7.1996, 95/15/0181). Dem korperlichen Zufluss beim Steuerpflichtigen
ist, wenn er Gber den Anspruch auf den Kapitalertrag vorausverfiigt hat, der Zufluss bei einer
anderen Person gleichzuhalten (VWGH 5.7.1994, 91/14/0064; Jakom/Peyerl, EStG, 2021, § 19
Rz 26). Der Glaubiger verfiigt Gber einen Geldbetrag, wenn die Auszahlung des Betrages auf
seinen Wunsch verschoben wird, obwohl der Schuldner zahlungswillig ist; der Zufluss erfolgt
bereits in diesem Zeitpunkt (VWGH 7.7.2011, 2007/15/0156; VWGH 9.9.1998, 95/14/0160). Ist
eine Auszahlung grundsatzlich moglich, entscheidet sich der Glaubiger aber - wenn auch nach
Uberredung durch den Schuldner - die filligen Ertrdge wieder zu veranlagen, so ist der Zufluss
im Sinne des § 19 EStG 1988 durch die Verfligung der Wiederveranlagung in diesem Zeitpunkt
erfolgt. Der wiederveranlagte Ertrag bildet eine neue Einkunftsquelle (Kapital), deren Unter-
gang auf die Steuerpflicht friiher zugeflossener Ertrage keine Auswirkung hat. Ein nachfolgen-
der Verlust des neuerlich eingesetzten Kapitals ist steuerlich unbeachtlich (VwGH 18.5.2020, Ra
2018/15/0090; VwGH 7.7.2011, 2007/15/0156).

Zinsen, die vereinbarungsgemall dem Kapital zugeschlagen werden, sind mit dem Ende der
jeweiligen Zinsperiode zugeflossen (Auszahlung, Gutschrift, Umwandlung der Anspriiche in ein
neues Darlehen, VWGH 11.12.1990, 89/14/0040; Jakom/Peyerl, EStG, 2021, § 19 Rz 26). Zinsen
und Wertsicherungsbetrage sind auch dann zugeflossen, wenn sie nicht ausbezahlt, sondern
sogleich in ein neues Darlehen umgewandelt werden, sofern der Schuldner zahlungsfahig ist
(nach VwGH 11.12.1990, 89/14/0040).

Zahlungsunfahigkeit setzt ein dauerndes Nichtzahlenkdnnen voraus. Eine bloRe Zahlungs-
stockung, dh ein lediglich vorlibergehender und kurzzeitiger Mangel an Zahlungsmitteln, der
durch alsbaldige Mittelbeschaffung - etwa durch kurzfristig moglich Verwertung vorhandener
Aktiva oder Aufnahme eines Uberbriickungskredits - behebbar ist, stellt keine Zahlungsun-
fahigkeit dar (VWGH 29.7.1997, 95/14/0014). Ebenso bezeichnen Zahlungen nach der Methode
"Loch auf - Loch zu" blof§ Zahlungsschwierigkeiten, nicht aber Zahlungsunfahigkeit, da dann
eben fir das "SchlieRen von Lochern" letztlich keine Mittel mehr zur Verfligung stehen wiir-
den. Wenn nicht feststeht, daR ein Darlehensnehmer in den Streitjahren zahlungsunfahig war,
ist fir den Darlehensgeber auch nichts gewonnen, wenn Zinsen und Wertsicherungen nicht an
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ihn ausbezahlt, sondern gleich in Darlehen an den Darlehensnehmer umgewandelt werden. Im
Hinblick auf die damit verbundene Verfligung waren diese Betrage dem Darlehensgeber auch
dann zugeflossen. Dass einmal zugeflossene Betrage bei der vom Steuerpflichtigen gewiinsch-
ten Verwendung verlorengehen (konnen), andert am Zuflieen nichts (VWGH 11.12.1990,
89/14/0040).

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich zudem in mehreren Entscheidungen mit dem Zufluss von
Kapitaleinnahmen aus Schneeballsystemen auseinandergesetzt (vgl. Pressemitteilung BFH vom
14. Mai 2021 zum BFH Urteil vom 29.9.2020, VIII R 17/17).

Im Urteil vom 11. Februar 2014, VIII R 25/12, veroffentlichte der BFH zwei Leitsatze:

"1. Gutschriften aus Schneeballsystemen fiihren zu Einnahmen aus Kapitalvermégen, wenn der
Betreiber des Schneeballsystems bei entsprechendem Verlangen des Anlegers zur Auszahlung
der gutgeschriebenen Betrage leistungsbereit und leistungsfahig gewesen ware (Bestatigung
der Rechtsprechung).

2. An der Leistungsbereitschaft des Betreibers des Schneeballsystems kann es fehlen, wenn er
auf einen Auszahlungswunsch des Anlegers hin eine sofortige Auszahlung ablehnt und statt-
dessen liber anderweitige Zahlungsmodalitdaten verhandelt. Einer solchen Verweigerung oder
Verschleppung der Auszahlung steht es nicht gleich, wenn der Betreiber des Schneeballsystems
den Anlegern die Wiederanlage nahelegt, um den Zusammenbruch des Schneeballsystems zu
verhindern, die vom Anleger angeforderten Teilbetrage jedoch auszahlt."

Somit halt der BFH fest, dass auch Kapitaleinkiinfte aus vorgetduschten Gewinnen im Rahmen
eines Schneeballsystems der Besteuerung unterliegen, wenn der Anleger (iber diese verfiigen
kann und der Schuldner der Kapitalertrage zu diesem Zeitpunkt leistungsbereit und leistungs-
fahig ist. Dies gilt auch dann, wenn das Schneeballsystem zu einem spateren Zeitpunkt zusam-
menbricht und der Anleger sein Geld verliert.

4.) Erwagungen:

4.1.) Im vorliegenden Fall steht auBer Streit, dass die Unternehmen_A weder das Projekt
»Projekt_A“ realisierte noch Erl6ése hieraus erzielte, dieses jedoch gegeniiber den Investoren
»als erfolgreiches Projekt” mit Rendite abrechnete. Dem an den Beschwerdefiihrer in der
Abrechnung vom 25. September 2013 ausgewiesenen Ertrag in Hohe von Betrag_3,00 € fehlt
damit jegliche wirtschaftliche Grundlage.

Auch wenn die dem Beschwerdefiihrer als Anleger gutgeschriebene Rendite von Betrag 3,00 €
ein reines "Fantasieprodukt" war, welche nie erzielt wurde, andert dies nichts daran, dass
dieser Ertrag dem Abgabepflichtigen im Zeitpunkt der Abrechnung in Verbindung mit der an-
schlielenden ,,Umtauschaktion Immobilienanteile” vom 1. Oktober 2013 (samt ,Investoren-
auftrag (partiarisches Darlehen)” vom 2. Dezember 2013) tatsachlich iSd § 19 Abs. 1 EStG 1988
zugeflossen ist, da die Unternehmen_A als Schuldnerin des Ertrages zu diesem Zeitpunkt noch

leistungsbereit und leistungsfahig war.
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Flr das Bundesfinanzgericht steht nach der Aktenlage namlich auBer Zweifel, dass das streit-
gegenstdndliche, im obigen Urteil des Gerichtes_B festgestellte System der Unternehmen_A,
die von den Investoren gewahrten Darlehen projektiibergreifend zu verwenden, um die
weitere Umsetzung von (gegeniiber den Investoren bereits als abgeschlossen deklarierten)
Projekten zu ermoglichen, Rickzahlungsforderungen von Investoren zu bedienen und den
laufenden Geschaftsbetrieb zu gewahrleisten, Gber das streitgegenstandliche Jahr 2013 hinaus
angewendet wurde, erbrachte die Gesellschaft doch bis September 2015 Auszahlungen auf
Verlangen der Investoren. Die Unternehmen_A tatigte nicht nur im Zuge der ,,Abrechnung” des
Projektes ,,Projekt_A“im Herbst 2013, sondern auch bei den ,,Abrechnungen” der
(Folge)Projekte ,Projekt_D“ (Herbst 2013), ,Projekt_E“ (Herbst 2014), ,Projekt_F*“
(September/Oktober 2014), ,Projekt_B“ (Oktober 2013 bis Marz 2016) und ,,Projekt_G“
(September 2015) umfassende Geldauszahlungen an Investoren (siehe obige Feststellungen
des Gerichtes_B im Urteil vom 10. September 2018, GZ_A). Wenngleich diese Kapital- und
Ertragszahlungen an Investoren offensichtlich lediglich der Aufrechterhaltung des
Geschaftsmodels und der Verschleierung der fehlenden Ertragserwirtschaftung dienten,
vermag dies nichts daran zu andern, dass (zumindest bis 2015) den Investoren bei Verlangen
die ,fiktiven” Zinsertrage laut Abrechnungen ausbezahlt wurden. So kamen auch der Familie
Beschwerdefiihrer eine aus dem Projekt ,,Projekt_A“ resultierende Geldliberweisung in Hohe
von Betrag_11,00 € zu (siehe Buchung vom 5. Februar 2014). Die Unternehmen_A war sohin im
Jahr 2013 noch leistungsbereit und leistungsfahig.

4.2.) Fir das Bundesfinanzgericht steht damit fest, dass die Unternehmen_A dem
Beschwerdefiihrer bei Verlangen den in der Abrechnung vom 25. September 2013 ausge-
wiesenen Erlds in Hohe von Betrag_2,00 € (eingesetztes Kapital zuziiglich Rendite von
Betrag_3,00 €) ausbezahlt hatte; dies schon aus dem Grund, um das geschilderte
Geschéaftsmodel den Gbrigen Investoren, insbesondere den weiteren Darlehensgeber der
Familie Beschwerdefihrer, als erfolgreich und ertragsreich darzustellen.

Entgegen der Ansicht des Beschwerdefiihrers war somit die flir den Bereich des Einkommen-
steuerrechts relevante Zahlungsunfahigkeit der Unternehmen_A nicht bereits im Jahr 2013,
sondern frihestens nach September 2015 eingetreten; dies auch deshalb, da unbeachtlich ist,
ob eine Deckungsliicke zwischen den dem Schuldner tatsachlich zur Verfligung stehenden
finanziellen Mitteln und den tatsachlich bestehenden Forderungen, wenn diese auf einen
Schlag zu befriedigen waren, im Zeitpunkt der Abrechnung bestanden hat. Eine Deckungsliicke
Iasst sich solange nicht herleiten, wie das — im gegenstandlichen Fall vorliegende -
Schneeballsystem als solches funktioniert. Dass Schneeballsysteme zusammenbrechen, wenn
alle Anleger gleichzeitig die Riickzahlung ihrer Gelder verlangen, ist fiir die Annahme eines
Zuflusses beim einzelnen Anleger unbeachtlich (BFH 10.2.2014, VIII R 25/12).

Einer bereits im Jahr 2013 bestehenden Zahlungsunfahigkeit der Gesellschaft steht auch der
Umstand entgegen, dass die Familie Beschwerdefiihrer von der im Jahr 2018 erfolgten 1.
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Teilzahlung der Unternehmen_A im Betrag von Betrag:13,00 € (siehe Kontobuchung vom

19. September 2018) dem Masseverwalter lediglich einen Betrag von Betrag_12,00 € (siehe
Buchung vom 8. April 2019 und E-Mail des Beschwerdefiihrers vom 25. Februar 2021) zu re-
fundieren hatte. Ergdanzend wird noch angemerkt, dass der Beschwerdefiihrer nach vorliegen-
der Aktenlage erstmals im Jahr 2017 erfolglos eine Auszahlung urgierte (siehe hierzu E-Mail
vom 27. Februar 2017).

4.3.) Wie dargelegt durfte das Finanzamt davon ausgehen, dass eine Auszahlung der Rendite
im Jahr 2013 bei Verlangen auch an den Beschwerdefiihrer erfolgt ware. Der Abgabepflichtige
entschied sich jedoch fir eine Reinvestition des Kapitals samt Ertrages. Wird ein falliger Ertrag
wieder veranlagt, so ist durch die Verfligung der Wiederveranlagung als Einkommensverwen-
dung der Zufluss im Sinne des § 19 EStG 1988 in diesem Zeitpunkt erfolgt.

Unbeachtlich des nachfolgenden Verlustes des neuerlich eingesetzten Kapitals erzielte der
Beschwerdefiihrer daher im strittigen Jahr 2013 Einkiinfte aus Kapitalvermogen iSd § 27 Abs. 1
Z 4 EStG 1988, weshalb die Abgabenbehorde im bekampften Einkommensteuerbescheid zu-
treffend den Betrag von Betrag_3,00 € der Besteuerung unterzogen hat.

AbschlieBend wird angemerkt, dass die Unternehmen_A in der Abrechnung vom

25. September 2013 ausdriicklich auf die Steuerpflicht des Ertrages trotz anschlieBender
Reinvestition hingewiesen hat, sodass dem Beschwerdevorbringen, der Anlageberater habe
von einer Besteuerung des Vermdgens erst bei Auszahlung gesprochen, nicht gefolgt werden
kann.

5.) Revision:

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Beschwerdefall wurden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des
Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukame. Das Bundesfinanzgericht orientierte
sich bei den zu |6senden Rechtsfragen an der zitierten einheitlichen hochstgerichtlichen Judi-
katur, dariber hinaus hing die Entscheidung im Wesentlichen von den Umstdnden des Einzel-
falles ab. Die Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist daher unzulassig.

Innsbruck, am 3. Mai 2022

11 von 11



	Entscheidungsgründe

